
Per Email: Wiebke.Gehrke@gellersen.de

Planung für die

Verbreiterung des Radweges

zwischen Reppenstedt und Dachtmissen

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Beteiligung an dem o.a. Verfahren und die Bereitstellung der Unterla-

gen.

Die Stellungnahme wird aufgrund von § 10 Buchstabe f Satz 2 der Satzung für den Bund für Um-

welt- und Naturschutz Deutschland (BUND) Landesverband Niedersachsen e.V. (Teil A) auch im

Namen des BUND Landesverband Niedersachsen e.V. abgegeben.

BUND RV Elbe-Heide,
Beim Kalkberg 7, 21339 Lüneburg

Spendenkonto:
Sparkasse Lüneburg
IBAN DE09 2405 0110 0006 0022 99
BIC: NOLADE21LBG

Der BUND ist ein anerkannter Verbraucherschutzver-
band sowie eine anerkannte Umwelt  und Natur-
schutzvereinigung i.S.d. UmwRG. Spenden und Mit-
gliedsbeiträge sind steuerabzugsfähig, Erbschaften 
und Vermächtnisse an den BUND sind erbschafts-
steuerbefreit.

BUND RV Elbe-Heide ■ Beim Kalkberg 7 ■ 21339 Lüneburg

Gemeinde Reppenstedt

Dachtmisser Straße 1

21391 Reppenstedt

Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland e.V.

BUND Regionalverband
Elbe-Heide

Fon 04131 / 683 936

info@bund-elbe-heide.de
www.bund-elbe-heide.de

Volker Constien
volker.constien@bund-elbe-heide.de

Lüneburg, den 26.05.2026

http://www.bund-elbe-heide.de/


Mit der Email von Wiebke Gehrke an die Träger öffentlicher Belange vom 24. April 2026 wurden

wir über die oben genannte Planung informiert. In der genannten Email werden Übertragungsfeh-

ler erwähnt, aufgrund derer ein zweiter Versuch der Versendung unternommen wurde. Das Be-

schlussdatum 5. Februar legt nahe, dass wir aufgrund genannter Übertragungsfehler nun deutlich

weniger Zeit für eine Stellungnahme bekommen als ursprünglich geplant. Wären wir zeitnah nach

dem Beschluss informiert worden, hätten wir dreimal so viel Zeit für eine Stellungnahme gehabt.

Der Ausbau des Radwegs ist grundsätzlich zu begrüßen. Die Planrechtfertigung im Erläuterungs-

bericht ist nachvollziehbar, die Bedeutung der Strecke ist jedoch nicht durch Zahlen belegt. Es

sind aktuelle Radverkehrszahlen und eine Zielvorstellung bezüglich zukünftiger Radverkehrszah-

len zu ergänzen.

Die Darstellung als Bestandteil der Maßnahme 3.4 des Radverlehrskonteps des Landkreises Lü-

neburg ist nicht nachvollziehbar. Diese Maßnahme bezieht sich ausschließlich auf die Stecke

entlang der L216, also von Reppenstedt nach Kirchgellersen (und weiter nach Westergellersen),

und gerade nicht auf die „Alternativstrecke“ zwischen Reppenstedt und Dachtmissen. Auch der

Begriff eines „vordringlichen Bedarfs“ findet sich im Radverkehrskonzept nicht.

Dies legt nahe, dass gegenwärtig an anderen Stellen dringenderer Handlungsbedarf bestehen

könnte.

Abschnitt 4.2 (des Erläuterungsberichts) mit der Überschrift „Zwingende Gründe des überwie-

gend öffentlichen Interesses“, beschreibt zwar die Ziele der Radweg-Verbreiterung, jedoch kei-

nen zwingenden Grund dafür, insofern ist die Überschrift mindestens unpassend. Vermutlich ent-

hält  die Überschrift  auch einen Schreibfehler,  der dazu führt,  dass sie überhaupt keinen Sinn

mehr ergibt. Man könnte sich in der Abwägung zwischen Naturschutz und einem naturschädli-

chen Vorhaben grundsätzlich „zwingende Gründe für das Überwiegen des öffentlichen Interes-

ses“ (für das Vorhaben) vorstellen, aber für die Verbreiterung einer vorhandenen Alternativroute

zu einem bestehenden Radweg kann es keine wirklich zwingenden Gründe geben.

Der Abschnitt 6 „Variantenvergleich“ ist an folgendem Punkt unverständlich: Es wird auf einen

Radwegeneubau verzichtet, aber die Fahrbahn wird sowohl erneuert als auch verbreitert. Ist das

dann nicht ein Radwegeneubau (am selben Ort)?

Im Variantenvergleich fehlt eine Betrachtung von Alternativen mit weniger Baumfällungen, siehe

unten.

Dass  im  Abschnitt  7  die  Beauftragung  einer  ökologischen  Baubegleitung  verbindlich  festge-

schrieben ist, begrüßen wir ausdrücklich. Darauf darf nicht verzichtet werden.
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Laut Landschaftspflegerischem Begleitplan (LBP Kap. 5.1.2) sind insgesamt sieben Stieleichen

mit Stammdurchmessern von 30 bis 80 cm sowie im zu rodenden Waldbereich (ca. 410 m2 Kie-

fernwald) 5 Stieleichen und 4 Kiefern  zur Fällung vorgesehen. Die südliche Baumreihe entlang

des Stadtwegs besteht überwiegend aus alten Stieleichen mit Stammdurchmessern von 20 bis

80 cm und besitzt eine hohe Bedeutung für Kleinklima, Landschaftsbild und als Lebensraum.

Die Waldfläche wird als Kiefernwald bezeichnet, dort sollen aber auch 5 Stieleichen gefällt wer-

den. Müssten diese dann nicht genau so mit Ersatzpflanzungen kompensiert werden wie die Ein-

zelbäume?

Für die zu fällenden Bäume ist zu prüfen, ob durch Verschwenkung des Radwegs (auch mit ge-

ringfügiger Unterschreitung optimaler Kurvenradien),  Verlagerung auf die andere Seite der be-

troffenen Bäume (evtl. auch nur einer Richtungs-Fahrspur, siehe Lüneburg, südöstliche Seite der

Willy-Brandt-Straße, südlich des Amselwegs) oder sonstige trassierungstechnische Maßnahmen

eine Vermeidung der Fällung möglich ist. Diese Prüfung fehlt in den Unterlagen (siehe auch oben

zum Abschnitt 6 des Erläuterungsberichts).

Im LBP am Ende von Kap. 4.1.1 wird angegeben, dass eine faunistische Kartierung von Brutvö-

geln, Säugetieren, Insekten und Fledermäuse nicht durchgeführt wurde, weil die Untere Natur-

schutzbehöde des Landkreises auf mehrmalige Nachfrage nicht geantwortet habe. Dies entbin-

det den Vorhabenträger jedoch keineswegs von seiner artenschutzrechtlichen Prüfungspflicht.

An dieser Stelle wird auf Kap. 7 verwiesen. Dort steht „Im Rahmen dieser Prüfung sollte abgeklärt

werden…“, wobei man „sollte“ entweder als Vergangenheitsform (sollte, wurde aber nicht) oder

als Empfehlung verstehen könnte. Beides genügt nicht dem gesetzlichen Anspruch. Die folgen-

den Kapiteln 7.1 bis 7.4 bleiben ohne faunische Kartierung unkonkret. Die artenschutzrechtliche

Prüfung muss zwingend in der Planungsphase, also vor der Genehmigung, erfolgen. Der erste

Satz des Fazits am Ende von Kap. 7.4 ist ohne faunische Kartierung nicht belegt (also eine bloße

Behauptung). Die dann folgende Behauptung, es handle sich um einen nach §15 BNatSchG zuläs-

sigen Eingriff, ist bereits dadurch widerlegt, dass nicht geprüft wurde, ob einige der geplanten

Baumfällungen, wie oben gefordert, vermieden werden könnten (§15 BNatSchG Abs. 1).

Die zu fällenden Stieleichen erreichen Stammdurchmesser von bis zu 80 cm und weisen damit

ein hohes Potenzial als Habitat- und Höhlenbäume für Fledermäuse und höhlenbrütende Vogelar-

ten auf. Auch im LBP Kap. 4.5.1.1 und 7 wird dies eingeräumt. Für jeden zu fällenden Baum ab 30

cm Stammdurchmesser ist durch eine qualifizierte Fachkraft (Fledermausexpertin / experte) zu

prüfen, ob Höhlen, Rinden- oder Spaltquartiere vorhanden sind, die als Fledermausquartier ge-
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nutzt werden oder genutzt werden könnten. Das Ergebnis ist zu dokumentieren und der Genehmi-

gungsbehöde vorzulegen.

LBP Kap. 3.4: Es ist zu begrüßen, dass auf der als Lebenstaumtyp 9170 klassifizierenten Fläche

keine Baustelleneinrichtungen oder andere baubedingten Beeinträchtigungen zulässig sind. Die

Abgrenzung dieser Fläche ist im Lageplan darzustellen und als verbindliche Schutzzone in die

Genehmigung aufzunehmen.

LBP Kap. 5.1.9: Nicht nur hier,  auch in weiteren Kapiteln des LBP erwähnt wird der zerstörte

Grabhügel aus der Bronzezeit (Fundstellennummer 8 – Reppenstedt) nördlich der Dachtmisser

Straße. Wir begrüßen die archäologische Begleitung der Erdarbeiten in diesem Bereich. Diese ist

als verbindliche Auflage in die Genehmigung aufzunehmen.

LBP Kap. 5.1.2: Der Hinweis auf Ersatzpflanzungen von „14 Hochstämmen“ ist unzureichend. Es

fehlen Angaben zu Arten, Pflanzqualität, Mindest-Stammdurchmesser und genauen Standorten

sowie eine verbindliche Regelung zur Anwachskontrolle und Nachpflanzung bei Ausfall.

Die im selben Kapitel auf S. 26 genannte Anlage 11 ist nicht in der Dokumentensammlung enthal-

ten.

LBP Kap. 5.1.11: „minimierbar“ beschreibt lediglich die Möglichkeit. Das Wort ist zu ersetzen

durch „zu minimieren“ und es ist zu ergänzen, welche Maßnahmen für welche Gehölze ergriffen

werden.

LBP Kap. 6.3.2.2: Die laut Erläuterungsbericht Kap. 7.1 beauftragte ökologische Baubegleitung

ist auch verbindlich bezüglich der Anwendung der R-SBB zu konsultieren.  Die Erfahrung zeigt,

dass dies notwendig ist, damit es nicht zu irreparablen Wurzelschädigungen des radwegbeglei-

tenden Baumbestandes kommt, die sich (evtl. erst nach einigen Jahren) in dann abgängigen Bäu-

men zeigen würden.

LBP Kap. 6.3.2.4: Die auf Seite 37 ganz am Ende diese Kapitels genannte Anlage 11 ist nicht in

den Unterlagen enthalten.

LBP Kap. 6.3.2.5: Der konkrete Kompensationsfläche im Flächenpool (Lage, Größe, Maßnahme,

Zeitpunkt) ist in den Unterlagen vollständig darzulegen und als verbindliche Auflage zu sichern.

LBP Kap. 6.3.2.6: Bei der Waldkompensationsfläche in Seedorf sind Art und Zeitpunkt der Be-

pflanzung (Traubeneiche, Hainbuche, Waldkiefer sowie naturnaher Waldrand) sind festzusetzen.

Der Lageplan der Fläche befindet sich nicht wie angegeben in einer Anlage 11, die nicht in den

Unterlagen enthalten ist, sondern in  Unterlage 4.1 (Maßnahmenplan für Ersatzflächen).

- 4 -



Warum sind die Anlagen lückenhaft nummeriert? Was war in den nicht (mehr) vorhandenen Anla-

gen 6, 8 und 10 dargestellt?

LBP Kap. 7.3: Die in Tab. 5 beschriebene Bauzeitenregelung ist als verbindliche Auflage in die

Genehmigung aufzunehmen, nicht lediglich als Hinweis.

Abschließend weisen wir darauf hin, dass die Vorgaben der EU-Richtlinien zwingendes Recht 

sind und damit nicht der gemeindlichen Abwägung unterliegen.

Selbstverständlich stehen wir für Gespräche gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

BUND, Regionalverband Elbe-Heide

i.A.
Volker Constien
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